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Wallis Mittwoch, 6. November 2024

Die SP Oberwallis ist besorgt  
über die Bestätigung von wei- 
teren Schliessungen von Post- 
stellen im Oberwallis. Die Post  
muss ihren in der Verfassung  
verankerten Auftrag der "ächen- 
deckenden Versorgung gewähr- 
leisten. Zudem muss dem Blan- 
koscheck an Bundesrat Albert  
Rösti zum Abbau der Post ein  
Ende gesetzt werden.

Die SP Oberwallis befürch- 
tet, dass der weitere Abbau von  
Poststellen zu einer Verschlech- 
terung des Service public füh- 
ren wird. Die SP Oberwallis ist  
insbesondere besorgt über die  
Auslagerung der Post-Tätigkei- 
ten in Tankstellen und Dor"äden  
im Niedriglohnsektor und sieht  
dort das Briefgeheimnis und den  
Datenschutz gefährdet.

Internationale Beispiele haben  
gezeigt, dass es möglich ist,  
eine qualitativ hochstehende  
Grundversorgung zu erhalten.  
Die Post sollte sich daran  
orientieren.

Die Post und Bundesrat Al- 
bert Rösti planen, den univer- 
sellen Postdienst ab dem nächs- 
ten Jahr weiter zu schwächen.  
Mit einer Verordnungsänderung  
hebt der Bundesrat die Zustell- 
p"icht von Briefen und Paketen  
für Zehntausende Haushalte auf.  
Diese Schwächung der Post wird  
in den nächsten Jahren wohl  
noch zunehmen. Die SP wird  
sich weiterhin für eine pünktli- 
che, bezahlbare und zugängliche  
Post einsetzen.

Der Abbau bei der Post 
muss endlich gestoppt werden

SP Oberwallis

Parteienforum

FMG Saas-Grund
Generalversammlung. – Da- 
tum: Freitag, 8. November. –  
Zeit: 19.00 Uhr. – Ort: Mehr- 
zweckgebäude.

Salgescher Frauenkreis
Vortrag. – Datum: Donnerstag,  
7. November.

KFBO

Mittagstisch Visp
Datum: Freitag, 8. November.  
– Zeit und Ort: 12.00 Uhr im  
Rathaussaal Visp. – Leitung: 
Stefanie Bregy.

Klettern/Bouldern
für Fortgeschrittene
Datum: Donnerstag, 28. No- 
vember. – Zeit und Ort: 14.00  
bis 15.30 Uhr, Vertic-Halle, Bal- 
tschieder. – Lektionen: 4 x. –  
Leitung: Romaine Leiggener,  
dipl. Kletterlehrerin SBV. – An- 
meldung: beim Sekretariat der  
Pro Senectute Visp.

Erste-Hilfe-Kurs
Für einen Erste-Hilfe-Kurs ist  
man nie zu alt – jeder  
und jede kann Leben retten!  
Und wenn ein älterer Mensch  
selbst in Not gerät und Sie  
Erste Hilfe leisten müssen, gilt  
es, einige Besonderheiten zu  
berücksichtigen.
Datum: Freitag, 24. Januar. –  
Zeit und Ort: 9.00 bis 11.30  
Uhr, Vereinslokal Lalden. – An- 
meldung: bis 14. Januar beim  
Sekretariat der Pro Senectu- 
te Visp. – Leitung: Christine  
Truffer.

Alter aktiv

Am 1. Januar 2024 trat das na- 
tionale Klimagesetz in Kraft –  
gegen den Willen der Oberwalli- 
ser Bevölkerung. Dieses will, dass  
die Schweiz bis zum Jahr 2050  
klimaneutral wird. Das zu errei- 
chen, ist bereits eine sehr grosse  
Herausforderung.

Am 24. November stimmen  
wir nun über ein kantonales  
Klimagesetz ab. Dieses ist noch  
strenger, noch ehrgeiziger. Der  
Kanton Wallis solle isoliert be- 
reits bis 2040 – also in 16 Jahren –  
klimaneutral werden.

Staatsrat Roberto Schmidt  
bezeichnete dies in dieser Zei- 
tung nur als Ziel, nicht als  
Verp"ichtung. Das ist falsch.

Artikel 2 des kantona- 
len Klimagesetzes hält fest,  
dass der Kanton dafür sorgt,  
dass die Treibhausgasemissio- 
nen im Wallis bis 2040 auf null  
sinken. Der Kanton muss al- 
so dafür sorgen. Er verp"ichtet  
sich.

Es ist schon stossend, dass  
sich der scheidende Staatsrat Ro- 

berto Schmidt ein Denkmal setzen  
und den Walliserinnen und Walli- 
sern ein unnötiges, unrealistisches  
und teures Klimagesetz aufzwin- 
gen will. Es ist aber verlogen, wenn  
er wider besseres Wissen behaup- 
tet, die Klimaneutralität bis 2040  
sei nicht *x und nicht verbindlich.

Fakt ist: Das Klimagesetz ist  
ein Freipass mit weitreichenden  
Folgen für die Bürgerinnen und  
Bürger. Der kantonale Allein- 
gang und die Vorgabe, zehn Jah- 
re vor dem Rest der Schweiz kli- 
maneutral sein zu müssen, wird  
Kosten in Milliardenhöhe ver- 
ursachen und zu staatlicher Be- 
vormundung und Umerziehung  
führen. Dies wollen wir nicht.

Wir stimmen daher am  
24. November Nein zum unnö- 
tigen, unrealistischen und teuren  
Klimagesetz!

Staatsrat Schmidt täuscht 
die Bevölkerung

Junge SVP Oberwallis

Parteienforum

Am 15. Oktober 2024 enthüllte  
CH Media, dass der Bund Mil- 
lionenbeträge für PR-Firmen aus- 
gibt, welche «die Akzeptanz für  
den Autobahn-Ausbau steigern»  
sollen. Dabei geht es weniger  
um Fakten, als vielmehr darum,  
den Leuten einen Bären aufzu- 
binden und die Folgen des mass- 
losen Autobahn-Ausbaus schön- 
zureden. Das ist ein Skan- 
dal! Zwei Beispiele: Der mit  
dem Ausbau kommende Mehr- 
verkehr wird mit dem Be- 
gri, «Engpassbeseitigung» ver- 
schleiert. Dies ist besonders stos- 
send, da ein Bericht des Bun- 
des sagt, dass ein Spuraus- 
bau nach kurzer Zeit wieder  

zu «Engpässen» führt. Weiter  
wird z.B. behauptet, es wer- 
de «kein zusätzlicher Kilome- 
ter Autobahn gebaut». Dabei  
würden für den geplante Auto- 
bahn-Ausbau 400’000 m2 von  
wertvollem Kulturland, Frucht- 
folge"ächen und Wald zubeto- 
niert. Anstatt teure PR-Agen- 
turen mit Steuergeldern zu *- 
nanzieren, sollte das Geld bes- 
ser in ö,entliche Verkehrsmittel,  
Radwege und Fahrgemeinschaf- 
ten investiert werden. Nein zum  
geplanten Autobahn-Ausbau am  
24. November!

Autobahn-Ausbau: Fadenschei- 
nige Argumente mit Steuergeldern

Oberwalliser Gruppe für 
Umwelt und Verkehr OGUV

Parteienforum

Das Klimagesetz ermöglicht es  
der Verwaltung und dem Staats- 
rat, allein darüber zu entscheiden,  
mit welchen Massnahmen die un- 
realistischen Ziele erreicht wer- 
den sollen. Grundlage dieser Ent- 
scheidungsbefugnis ist der Klima- 
plan. Der Grosse Rat fungiert  
bei der Revision des Klimaplans  
lediglich als Abnickgremium.

Bedauerlicherweise bietet  
der Klimaplan keinerlei Strategie  
für die wichtigste Substitutions- 
energiequelle Strom in den Berei- 
chen Produktion, Transport, Spei- 
cherung und E-zienz. Die Säu- 
len Transport und Speicherung  
werden nicht einmal erwähnt.  
Dieses Fehlen deutet klar da- 
rauf hin, dass die Autoren kei- 
ne Lösung für das Problem der  
saisonalen Schwankungen sowie  
der tageszeitlichen Volatilität der  
Strommärkte haben. Wie soll mit  
einem derart schwachen Kon- 
zept eine sichere und e-ziente 

Stromversorgung gewährleistet  
werden?
Ein nicht unerheblicher Teil  
des Klimaplans beschäftigt sich  
mit qualitativen Massnahmen  
zur Aus- und Weiterbildung der  
Industrie, des Gewerbes so- 
wie der Konsumentinnen und  
Konsumenten. Ein guter Plan  
sollte jedoch zunächst aufzei- 
gen, mit welchen Massnahmen  
die größte CO2-Reduktion er- 
reicht werden kann, bevor man  
die Bevölkerung unseres Kan- 
tons mit fragwürdigen Umerzie- 
hungsmassnahmen belastet.

Eine Verwaltung, die nicht  
in der Lage ist, einen schlüssi- 
gen Klimaplan zu erstellen, ver- 
dient unser Vertrauen nicht! Wer  
nicht weiss, wie man diese Pro- 
bleme lösen kann, sollte auch  
kein Geld aus einem Klimafonds  
erhalten.

Alle Macht der Verwaltung? Nein!

FDP Oberwallis

Parteienforum

Das Klimagesetz, über das am  
24. November abgestimmt wird,  
verursacht Kosten in Milliarden- 
höhe. Wie komme ich auf diese  
Summe?

Der Staatsrat rechnet in sei- 
ner Botschaft mit direkten jähr- 
lichen Kosten von 70 Millionen  
Franken und 38 neuen Vollzeit- 
stellen. Zudem soll ein Klima- 
fonds von 100 Millionen Franken  
gescha,en werden. Weiter will  
der Kanton als Vorbild vorange- 
hen und seine Verwaltung bereits  
bis 2035 klimaneutral machen.  
Dieses ehrgeizige Ziel ist mit  
erheblichen Investitionen und  
Kosten verbunden. Allein für den  
Kanton belaufen sich die Kos- 
ten in den nächsten 16 Jahren  
auf über 1,2 Milliarden Franken.  
Wir Steuerzahler werden dies  
*nanzieren.

Zudem werden Bevölkerung,  
Gewerbe und Gemeinden noch  
stärker in die P"icht genom- 

men. Der Entwurf des Klima- 
plans sieht den Verzicht auf fos- 
sile Brennsto,e, den Umstieg auf  
Elektroautos und eine Verfün,a- 
chung der Gebäudesanierungen  
vor. Heute werden im Wallis  
jährlich rund 700 Gebäude sa- 
niert. Neu sollen jährlich 3500  
Gebäude saniert werden. Ei- 
ne energetische Sanierung kostet  
durchschnittlich 200’000 Fran- 
ken und muss von den Haus- 
eigentümern *nanziert werden.  
Bis 2040 kämen auf die Haus- 
eigentümer Mehrkosten von 8,96  
Milliarden Franken zu. Das wä- 
re vor allem für ältere Menschen  
und den Mittelstand eine grosse  
Herausforderung.

Ich will keine Zwangssanie- 
rungen und keine verantwor- 
tungslose Finanzpolitik. Daher:  
Nein zu Kosten in Milliardenhö- 
he und Nein zum Klimagesetz!

Nein zu Kosten in Milliardenhöhe

Andreas Briggeler, Brig-Glis

Leserbrief

Gesuche beim Kanton belegen  
es wie die Pro-Allianz für das  
kantonale Klimagesetz, die wich- 
tige Wirtschaftsverbände birgt:  
Zahlreiche Akteure sind mit der  
teuren Bewältigung der Klima- 
wandel-Folgen überfordert. Mit  
dem Gesetz wurde eine Grund- 
lage gescha,en, die unseren Ge- 
meinden, der Industrie, dem  
Tourismus, der Forstwirtschaft  
usw. *nanzielle und organisato- 
rische Entlastungen bietet. Und  
dies ist, wie die vergangenen Jah- 
re und die Katastrophen des Som- 
mers gezeigt haben, bitter not- 
wendig. Denn die Erwärmung  
zeigt im Alpenraum besonders  
gravierende Folgen.

Die Gegner des Klimage- 
setzes gaukeln der Bevölkerung  
bei einer Annahme des Ge- 
setzes in populistischer Manier  
milliardenschwere Kosten vor.  
Dabei sind die durch den Kli- 
mawandel entstandenen Schä- 
den für die ö,entliche Hand  
und die Volkswirtschaft längst  
Realität geworden. Ohne Ge- 
setz, welches proaktives Han- 
deln ermöglichen wird, werden  
sich die Prozesse und die Dis- 
kussionen um die Übernahme  

der Kostenfolgen weiter ver- 
komplizieren. Wer probate In- 
strumente und Gelder für die als  
Solokämpfer chancenlosen Ge- 
meinden und Wirtschaftsakteu- 
re in den Wind schiesst, handelt  
nicht nur kurzsichtig, sondern  
hat wohl auch schlicht zu gros- 
se Freude an aufwendigen Son- 
derrunden rund um Bürgschaf- 
ten, Spezial- und Nachtragskre- 
dite, Dekrete und Polizeiklau- 
seln. Der staatlichen E-zienz ist  
eine derart reaktiv-träge Politik  
nicht zuträglich.

Das Klima ist bereits ein we- 
sentlicher Treiber der kantona- 
len Politik. Deshalb ist die Schaf- 
fung einer die Departemente um- 
spannenden, E-zienz garantie- 
renden Klammer unabdingbar.  
Darum sagen wir im Gegen- 
satz zu all jenen, die sich wäh- 
rend der Sommermonate im vor- 
gezogenen Winterschlaf befun- 
den haben, Ja zum Walliser Kli- 
magesetz, das unseren Gemein- 
den und unserer Wirtschaft ei- 
ne rettende Hand bietet, statt sie  
verantwortungslos in den Fluten  
ertrinken zu lassen.

Gemeinden und Wirtscha$ 
nicht den Geldhahn zudrehen!

neo – Die sozialliberale Mitte

Parteienforum

  

Ganz still und leise, ohne ein Wort,
gingst du von deinen Lieben fort.
Es ist so schwer, dies zu verstehen,

doch einst werden wir uns wiedersehen.

Traurig, aber dankbar für die gemeinsamen Jahre nehmen
wir Abschied von meinem lieben Gatten, Papa, Schwieger-
papa, unserem Schwager, Onkel, Vetter und Anverwandten

André Wyssenbach-Zenhäusern
27. August 1947

Er starb am Samstag in den Nachmittagsstunden durch
einen tragischen Sturz.

Unterbäch, 2. November 2024

In lieber Erinnerung:
Marie-Luise Wyssenbach-Zenhäusern, Gattin,
     Unterbäch
Priska und Diego Schmidhalter-Wyssenbach, Tochter,
     Naters
Bernadette Lagger mit Familie
seine Schwägerinnen und Schwäger mit Familien
Anverwandte, Freunde und Bekannte

Aufbahrung am Mittwoch, 6. November 2024, ab 17.00 bis
19.00 Uhr im Abschiedsraum St. Romanus, Kantonsstrasse 11
in Raron. Parkmöglichkeit bei der Luftseilbahn.

Die Gedächtnismesse, zu der Sie herzlich eingeladen sind,
findet am Samstag, 16. November 2024, um 17.30 Uhr in der
Pfarrkirche von Unterbäch statt. Die Urnenbeisetzung findet
im Familienkreis statt.

Spenden werden für wohltätige Zwecke verwendet.

Traueradressen:
Marie-Luise Wyssenbach-Zenhäusern,
Dorfstrasse 14, 3944 Unterbäch
Priska Schmidhalter, Weingartenstrasse 64a, 3904 Naters

trauer.rro.ch


